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Stellungnahme des Kollegiums des GRgWikuRg XXI Franklinstraße 26, 1210 

Wien zur Dienstrechts-Novelle 2013 – Pädagogischer Dienst 

In offener Frist übermittelt das Kollegium des GRG XXI Franklinstraße 26, 1210 Wien 
seine Stellungnahme zum gegenständlichen Entwurf. 

Das Kollegium des GRG XXI Franklinstraße 26, 1210 Wien fordert die Rückkehr zu 
sozialpartnerschaftlichen Gepflogenheiten, die sich in Österreich jahrzehntelang bewährt 
haben. 

Der vorgelegte Entwurf ist inakzeptabel.  

� Eine Erhöhung der Arbeitszeit um bis zu 40 % kostet allein im AHS- und BMHS-
Bereich 12.000 bis 14.000 Arbeitsplätze. Diese Einsparungsmaßnahme auf Kosten 
unserer jungen KollegInnen lehnen wir entschieden ab.  

� Unsere jungen KollegInnen, die vor dem Schuljahr 2019/2020 keinen 
unbefristeten Vertrag haben, werden in das neue Dienstrecht gezwungen.   

� Damit verbunden sind finanzielle Verluste im Lauf des Berufslebens von weit über 
einer halben Million Euro für jede/n Einzelne/n. Es handelt sich um ein massives 
Sparpaket, dem wir nicht zustimmen. 

� Die Abschaffung des Unterrichtspraktikums bedeutet für unsere künftigen 
KollegInnen, dass sie in der Induktionsphase, auf die sie keinen Rechtsanspruch 
haben,  bereits voll unterrichten müssen. Wie kann nebenbei die 
Hospitierverpflichtung, die Verpflichtung zu den Fortbildungsveranstaltungen der 
Induktionsphase an den PHs und möglicherweise noch ein Masterstudium 
absolviert werden, ohne dass diese KollegInnen ins Burn-out getrieben werden?   

� Durch die Übernahme mehrerer zusätzlicher Klassen werden LehrerInnen deutlich 
weniger Zeitressourcen für die einzelnen SchülerInnen haben als bisher. Das 
senkt die Betreuungsqualität für unsere SchülerInnen.  

� Alle LehrerInnen können unabhängig von ihrer spezifischen Ausbildung an jeder 
beliebigen Schulart in jedem beliebigen Ausmaß in jedem beliebigen Fach auch 
gegen ihren Willen eingesetzt werden. Auch diese Verschlechterung der 
Unterrichtsqualität ist für uns nicht akzeptabel.   

� Die unterschiedlichen pädagogischen Herausforderungen in den verschiedenen 
Schularten werden nicht berücksichtigt. 

� Die Einrechnung für Schulbibliothekare wird ersatzlos gestrichen, das heißt, die 
Schulbibliothek als Einrichtung ist massiv gefährdet, denn der Dienstgeber kann 
damit jederzeit C- oder B- Personal anstelle von LehrerInnen einsetzen. Wir 
fordern entsprechend ausgebildete PädagogInnen, um weiterhin die wichtige 
pädagogische Betreuung in der Schulbibliothek zu garantieren. Einen solchen 
Qualitätsverlust lehnen wir ab. 

� Der vorliegende Entwurf ist in keiner Form mit anderen Neuentwicklungen (wie 
teilzentrale standardisierte Reifeprüfung, modulare Oberstufe..) akkordiert. 

  
Hochachtungsvoll 
Kollegium des GRgWikuRg XXI   
Franklinstraße 26 
1210 Wien 
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